
Informationen zur Grundsteuerreform 

 

1. Was ist die Grundsteuer und wofür wird sie gezahlt? 

Mit der Grundsteuer wird der Grundbesitz, also Grundstücke und Gebäude einschließlich der Betriebe 

der Land- und Forstwirtschaft, besteuert. Sie wird von den Eigentümerinnen und Eigentümern gezahlt, 

die sie über die Betriebskosten auf die Mieterinnen und Mieter umlegen können. Von der Grundsteuer 

sind also alle Einwohnerinnen und Einwohner einer Gemeinde direkt oder indirekt betroffen. Ihnen 

kommt sie wiederum zugute, denn die Kommunen verwenden die Grundsteuereinnahmen zur Erfüllung 

ihrer gesetzlichen und freiwilligen Aufgaben, zum Beispiel für den Bau und die Unterhaltung von 

Straßen, Schulen, Schwimmbäder oder Bibliotheken.  

2. Warum gab es eine Grundsteuerreform und ab wann wirkt sie? 

Das Bundesverfassungsgericht hatte im April 2018 die bisherige Grundlage für die Grundsteuer – die 

Einheitswerte – für verfassungswidrig erklärt. Daraufhin musste der Gesetzgeber die Bewertung im 

Rahmen der Grundsteuerreform neu regeln, um den Gemeinden eine ihrer wichtigsten 

Einnahmequellen dauerhaft zu erhalten. Die Grundsteuer darf noch bis zum 31. Dezember 2024 auf 

Basis der Einheitswerte erhoben werden. Die auf dem bisherigen Recht basierenden 

Einheitswertbescheide, Grundsteuermessbescheide und Grundsteuerbescheide werden kraft Gesetzes 

zum 31. Dezember 2024 mit Wirkung für die Zukunft aufgehoben. Ab dem Jahr 2025 wird die 

Grundsteuer dann nur noch auf Basis neuer Bescheide erhoben.  

3. Was passiert bei der Umsetzung der Grundsteuerreform? 

Voraussetzung für den Erlass der neuen Bescheide ist eine neue Hauptfeststellung, die zum Stichtag 

1. Januar 2022 durchgeführt wurde. Dabei wurden alle Grundstücke und Gebäude sowie alle Betriebe 

der Land- und Forstwirtschaft vom Finanzamt neu bewertet.  

Dafür wurden alle Eigentümerinnen und Eigentümer gebeten, ab Mitte 2022 eine Erklärung für ihren 

Grundbesitz abzugeben. 

Das bisherige dreistufige Verfahren und die Unterscheidung von Grundsteuer A für Betriebe der Land- 

und Forstwirtschaft und Grundsteuer B für das Grundvermögen werden auch künftig beibehalten:  

 



 

 

4. Und wie hoch ist die Grundsteuer ab 2025? 

Alle Grundstücke wurden vom Finanzamt zunächst neu bewertet. Grundlage war die von den 

Grundbesitzern abgegebenen Steuererklärung. Eigentümerinnen und Eigentümer haben daraufhin vom 

Finanzamt einen Steuermessbescheid erhalten. Auf Basis des Steuermessbescheides vom Finanzamt 

wird die Gemeinde im Januar 2025 einen neuen Grundsteuerbescheid erstellen. Dabei wird der 

Grundsteuermessbetrag mit dem festgesetzten Hebesatz der Gemeinde Nordharz multipliziert. 

 

Trotz der Differenzierung der Steuermesszahlen wird sich die Grundsteuerzahlung einzelner 

Steuerpflichtiger verändern. Die angestrebte Aufkommensneutralität bezieht sich nur auf das gesamte 

Grundsteueraufkommen in Sachsen-Anhalt bzw. in der jeweiligen Kommune. 

Belastungsverschiebungen zwischen den einzelnen Steuerpflichtigen lassen sich aufgrund von 

Wertveränderungen bei den Grundstücken, die innerhalb der letzten 87 Jahre eingetreten sind, nicht 

vermeiden. D. h. es wird Grundstücke geben für die ab 2025 mehr Grundsteuer als bisher und 

Grundstücke, für die weniger Grundsteuer als bisher zu zahlen sein wird. Das ist die unausweichliche 

Folge der vom Bundesverfassungsgericht geforderten Neuregelung und lässt sich – angesichts der 

aktuellen Ungerechtigkeiten aufgrund der großen Bewertungsunterschiede durch das Abstellen auf 

veraltete Werte – nicht vermeiden. 

 

Für Fragen steht Ihnen Frau Justine Nagel im Steueramt während der Geschäftszeiten der Gemeinde 

unter Tel: 039451 600 21 zur Verfügung. 

 

1. Stufe 

Finanzamt 

• Feststellung des Grundsteuerwertes

2. Stufe 

Finanzamt 

• Festsetzung des Grundsteuermessbetrags 

Grundsteuerwert x Messzahl = Grundsteuermessbetrag

3. Stufe

Gemeinde 

• Festsetzung und Erhebung der Grundsteuer

Grundsteuermessbetrag x Hebesatz = Grundsteuer


